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TödlicherStreit:
Polizei nimmtvier
Jugendliche fest

Kriminalität Die Polizei hat vier
Jugendliche festgenommen, die
imMai 2023 an einerAuseinan-
dersetzung inZürichbeteiligtge-
wesen sein sollen. Dabei fiel ein
Mann in die Limmat und starb.
Bei den Festgenommenen han-
delt es sich um drei Jugendliche
aus der Schweiz sowie einen Ju-
gendlichen aus Serbien imAlter
von 17 Jahren, wie die Oberju-
gendanwaltschaft des Kantons
Zürich amMontagmitteilte. Sie
stehen im Verdacht, am 13. Mai
2023 an einer Auseinanderset-
zung in der Nähe der Schiffssta-
tionLandesmuseumbeteiligtge-
wesen zu sein. Dabei fiel ein
Mann in die Limmat und starb.
Laut einer Polizeimeldung von
damalshandelteessichdabeium
einen 32-jährigen Marokkaner.
DieanderenanderAuseinander-
setzungbeteiligtenPersonener-
griffen die Flucht. Hinweise aus
derBevölkerungundumfangrei-
che Ermittlungen führten die
Polizei zudenJugendlichen. Ihre
genaueRollesowiederTatablauf
sind Gegenstand der laufenden
Untersuchungen der Jugendan-
waltschaft. (sda)

DasZehnfingersystemwird in
derSchulenichtobligatorisch
Kantonsrat Das perfekte Be-
herrscheneinerComputertasta-
tur wird an der Zürcher Volks-
schule nicht Teil des Lehrplans:
Der Kantonsrat hat amMontag
eineentsprechendeSVP-Motion
mit 121Nein- zu50 Ja-Stimmen
abgelehnt. Schnellesund fehler-
freies Schreiben gehöre zu den
Basics der Berufswelt, begrün-
dete SVP-Kantonsrätin Sandra
Bossert die Motion. «Es ist un-
wahrscheinlich, dass die Tasta-
tur als Eingabeform in Kürze
verschwinden wird. Trotz KI
müssen immer noch Texte ge-
tippt werden.»

DieanderenParteienhielten
jedoch nichts vom Vorstoss.
«Das Anliegen kommt einige
Jahre zu spät», sagte Raffaela
Fehr (FDP,Volketswil). Ihr aktu-
ellesVotumbeispielsweisehabe
sie dem Computer diktiert, der
den Text dann selber geschrie-
ben habe. «Und für die Inter-
punktiongibt esChatGPT.»Die
FDP würde lieber mehr in den

Deutschunterricht investieren
als ins Zehnfingersystem. Auch
für dieEVP ist dieTastatur heu-
te eine Eingabemethode unter
vielen.DiskussionenüberZehn-
fingersystem, Nationalhymnen
und Geschichtsunterricht, die
von der SVP gerne angestossen
würden, hätten im Kantonsrat
aber ohnehin nichts verloren.
Dafür sei der Bildungsrat
zuständig, sagte Hanspeter
Hugentobler (Pfäffikon).

AuchBildungsdirektorinSil-
via Steiner (Mitte) ist der An-
sicht, dass die Bedeutung
des Zehnfingersystems in den
letzten Jahren «deutlich abge-
nommen»hat.«Dieblinde, per-
fekteBeherrschungderTastatur
mussdeshalbauchnichtZielder
Volksschule werden.» Aktuell
ist das möglichst effiziente
Bedienen der Tastatur in meh-
reren Fächern der Volksschule
ein Thema. Das Zehnfingersys-
tem ist aber kein eigenes Schul-
fach. (sda)

DieSVPergreiftdasReferendum
gegendieAsyl-Bildungsvorlage
VorläufigAufgenommenesollen
weiterhin fünf Jahrewarten, bis
sie imKantonZüricheinStipen-
diumfür eineAusbildungbean-
tragen können. Dies fordert die
SVP. Siehat amMontagbekannt
gegeben, das Referendum
gegendieStreichungderWarte-
frist einzureichen.

Am Montag entschied der
Kantonsrat mit 97 zu 76 Stim-
men inzweiterLesung,dieWar-
tefrist für Ausländerinnen und
Ausländer mit Status F zu strei-
chen.DieNein-Stimmenkamen
von SVP/EDUund FDP.

InKraft treten kanndieVor-
lage bis auf weiteres aber nicht:
Noch vor der Abstimmung gab
dieSVPbekannt, die Streichung
derWartezeitmit demReferen-
dum zu bekämpfen.

Mandürfe den Standort Zü-
rich fürAsylbewerbernichtnoch
attraktivermachen, begründete
dieSVPdiesenSchritt.«BeiAus-

ländern mit Status F handelt es
sich um Personen, die zur Aus-
reiseverpflichtet sindundnur so
lange bleiben dürfen, bis die
Ausreisemöglich ist», sagteTo-
bias Infortuna (SVP, Egg). «Sie
werdenniemehr zurückkehren,
wenn sie sofort Stipendien er-
halten.»

Unterschriftensammeln ist
garnichtnötig
Unterschriften sammeln muss
die SVP für das Referendum
nicht zwingend. Falls sie das
Kantonsratsreferendum er-
greift, genügen bereits die
Unterschriften ihrer eigenen
Fraktion. Für das Kantonsrats-
referendumsind45Unterschrif-
ten nötig, der SVP-Fraktion ge-
hören 46 Kantonsrätinnen und
Kantonsräte an.

Aufder linkenRatsseitekam
die Ankündigung schlecht an.
«Die SVP will alles tun, damit

Integrationnicht gelingt und sie
ihr Süppchen weiter kochen
kann», sagte Jasmin Poker-
schnig (Grüne, Zürich). «Alle
wissen,dass90Prozentder vor-
läufig Aufgenommenen lang-
fristig in der Schweiz bleiben.»
Sie müssten deshalb integriert
werden.

Thomas Forrer (Grüne, Er-
lenbach)kritisierte, dassdieSVP
Ressentiments gegenüberMin-
derheiten schüre, «wie es sich
für eine nationalistische Partei
gehört».«Siewollen, dassdiese
Menschen irgendwo in einem
Asylheimwarten, bis sie zurück-
geschafftwerden.»

Nachhilfestundenbei
ChristophBlocher
Die SP empfahl der SVP-Frak-
tion zudem, Nachhilfe
bei ihremeigenenaltBundesrat
Christoph Blocher zu
nehmen. Dieser habe im Jahr

2008 in seinerFunktionals Jus-
tizminister eingeführt, dass
auch vorläufig Aufgenommene
eine «Integrationspflicht» hät-
ten. «Dass man Menschen mit
Status F integrieren soll, war
alsoBlochersErfindung», sagte
Alan David Sangines (SP, Zü-
rich).

Auch inhaltlich sei dasRefe-
rendumsinnlos.«Heutewerden
die Ausbildungskosten einfach
von den Gemeinden über die
Sozialhilfe bezahlt», sagte
Sangines weiter. Mit der Strei-
chung derWartefrist würde der
KantondieseKostenvonBeginn
an übernehmen.

DasStreichenderWartefrist
dürfte den Kanton gemäss Bil-
dungsdirektion rund3bis4Mil-
lionen Franken pro Jahr kosten.
Aktuell gibt es knapp 300Men-
schen mit Status F, die von der
neuen Regelung profitieren
könnten. (sda)

«Poldi-Hopping»sorgt fürÄrger
Silvia SteinersMassnahmen gegen Lehrermangel stossen imKantonsrat auf Kritik.

Matthias Scharrer

Rund620Personen ohneLehr-
diplom, sogenannte Poldis,
unterrichten zurzeit an Zürcher
Schulen,Tendenz steigend.We-
gen akuten Lehrermangels hat-
teBildungsdirektorinSilvia Stei-
ner (Mitte) den Gemeinden
2022erlaubt, aufPoldis zurück-
zugreifen.Damals stopften 530
undiplomierte Quereinsteiger
die Lücken in den Schulen.

Nun ist absehbar, dass diese
Notlösung auch im nächsten
Schuljahr zur Anwendung
kommt, wie Livia Knüsel (Grü-
ne, Schlieren) am Montag im
Kantonsrat sagte. Denn die Be-
völkerung wächst weiter, wäh-
rend die Pädagogische Hoch-
schuleZürich (PHZH),woLehr-
personen ihren Beruf erlernen
können, zuletzt rückläufigeStu-
dierendenzahlenmeldete. Laut
ihrem Rektor Heinz Rhyn hat
Letzteres auch damit zu tun,
dass es nun im Kanton Zürich
möglich ist, ohne Diplom zu
unterrichten. Allerdings dürfen
Schulkinder gemäss der gelten-
den Regelung nur ein Jahr von
einerPoldi unterrichtetwerden.
Dies sorgte amMontag imKan-
tonsrat fürKritik anBildungsdi-
rektorin Steiner. Anlass bot die
regierungsrätliche Antwort auf
eindringlichesPostulat ausden
Reihen von FDP und SVP.

Forderungseinicht
erfüllbar
Die beiden Parteien hatten ge-
fordert, die Anstellung von Pol-
dis für jeweils mehr als ein Jahr
zu erlauben. Das Parlament
stellte sichmit grosserMehrheit
imHerbst 2022hinterdieseFor-
derung.DerRegierungsrat legte
daraufhin einen Bericht vor.
Underklärte,warumdieForde-
rung nicht erfüllbar sei. Sie ver-
stossenämlichgegenden inder
Bundesverfassung garantierten
Anspruch auf ausreichenden

Grundschulunterricht. Dafür
brauche es genügend ausgebil-
deteLehrpersonen,hielt dieRe-
gierungmitVerweis auf einBun-
desgerichtsurteil von 2016 fest.

Für die Ausnahmeregelung
mitdenPoldis stützt sichderRe-
gierungsrat auf einenPassusaus
dem Zürcher Lehrpersonalge-
setz von 1999. Die Befristung
auf jeweils ein Jahr zwinge die
Gemeinden, eine adäquate
dauerhafte Lösung für die Be-
setzung von Lehrpersonalstel-
len zu suchen. «Eine Ausdeh-
nung der Frist würde bedeuten,
dass Schülerinnen und Schüler
über eine längereZeit voneiner
Person ohneLehrdiplomunter-
richtetwürden», schriebderRe-
gierungsrat.

DerKantonsrat gibt sichmit
dieser Antwort jedoch nicht zu-
frieden.Er anerkennt zwar, dass

Steiners Vorgehen geltendem
Recht entspreche, beschloss
aber am Montag eine abwei-
chende Stellungnahme. Dem-
nach sei aktuell nicht gewähr-
leistet, dass Schülerinnen und
Schüler höchstens ein Jahr lang
voneinerPoldiunterrichtetwür-
den.

«Nicht jedes Jahreine
andereLehrperson»
SchulenhättennämlichdieMög-
lichkeit, nach einem Jahr für die
gleicheKlasseeineandereLehr-
personohneZulassunganzustel-
len. Weiter heisst es in der vom
Kantonsrat beschlossenen Stel-
lungnahme: «Wenn eine Schul-
klasse,wieheutemöglich,aufei-
nanderfolgend mehrere ver-
schiedene nicht ausgebildete
Lehrpersonenhat, ist damit nie-
mandem gedient.» Zumal die

PoldisnacheinemJahr jeweils in
einer anderenGemeindeweiter
unterrichten dürften. Christoph
Ziegler (GLP, Elgg) kritisierte
dies wie auch andere Kantons-
ratsmitglieder als «Poldi-Hop-
ping» und sagte: «Wir erwarten
vonderBildungsdirektionTaten
gegen das Poldi-Hopping und
gegen den Lehrermangel gene-
rell.» Roger Schmidinger (SVP,
Urdorf) fügte an: «Die Kinder
sollten nicht jedes Jahr eine an-
dereLehrpersonhaben.»

DieRatsmehrheit kritisierte,
der Regierungsrat habe es ver-
passt, rasch durch eine Geset-
zesvorlage Abhilfe zu schaffen.
Eine Lösung wäre gemäss Raf-
faela Fehr (FDP, Volketswil),
dassPoldis, die eineAusbildung
an der PHZH beginnen, nicht
nur mit Unterrichtspensen von
höchstens40Prozentweiter an

Schulen arbeiten könnten. Eine
andere Lösung schlug Rafael
Mörgeli (SP, Stäfa) vor: Er plä-
dierte dafür, die Teilzeitausbil-
dung von Quereinsteigern an
der PHZH finanziell zu unter-
stützen. Denn die Aussicht,
währendderAusbildunghöchs-
tens einen 40-Prozent-Lohn zu
haben, schrecke oft ab.

Bildungsdirektorin Steiner
sagte zur Forderung nach einer
raschen Gesetzesvorlage: «In
derGesetzgebunggeht esmeis-
tens nicht rasch. Und wenn es
rasch geht, kommt es meistens
nicht gut heraus.» Immerhin
habediePHZHberufsbegleiten-
de Ausbildungen für Poldis ver-
einfacht. Steiner räumte aber
ein, es sei «kein Zuckerschle-
cken»,diesemit einemArbeits-
pensum von maximal 40 Pro-
zent zu verbinden.

37-Jähriger stirbt
beiAutounfall
Effretikon Ein37-jährigerAuto-
fahrer ist bei einemSelbstunfall
inEffretikonumsLebengekom-
men. Das Auto stürzte wohl
schon am Sonntagabend in die
Kempt. Gemäss Mitteilung der
Polizei fuhr das Auto in einer
Rechtskurve geradeaus, kolli-
dierte mit einem Gartenzaun,
durchbrach das Gebüsch und
stürzte zwei Meter tief in den
Fluss. Gefunden wurde es erst
am Montag gegen 7 Uhr durch
Passanten.Weil es sichumeinen
Teslahandelte,musstenSpezia-
listen den Stromkreis des Wa-
gens unterbrechen, bevor die
Bergungbeginnenkonnte. (sda)

Schülerinnen und Schüler sollten nicht schon nach einem Jahr wieder eine andere Lehrperson vorgesetzt bekommen, hiess es im Zürcher
Kantonsrat. Symbolbild: Keystone


